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Handelszeitung online 21.11.2023 
«Umfrage: Arbeiten Sie gern  
im Homeoffice?»
Grundsätzlich arbeite ich von zu 
Hause aus konzentrierter, und vor 
allem habe ich die Infrastruktur, 
die auf meine persönlichen Be-
dürfnisse zugeschneidert ist. Aber 
das ersetzt natürlich nicht den per-
sönlichen Austausch. Ein bis zwei 
Tage im Office die Woche finde ich 
sinnvoll. Ich finde es schwierig, 
wenn man alle Berufe über einen 
Kamm schert und generell urteilt. 
Für mich stellt sich dann auch die 
Frage: Wieso geht man eigentlich 
davon aus, dass mindestens acht 
Stunden einen Arbeitstag ausma-

chen? Wenn es Mitarbeitende gibt, 
die ihre Aufgaben früher erledigen, 
sind diese entweder sehr effizient – 
völlig okay – oder haben zu wenig 
Aufgaben erhalten – Problem der 
Vorgesetzten.
Christoph Hirschburger

Handelszeitung online 12.11.2023 
«Ultraliberale Politiker drängen  
auf Rückkehr der Kartelle»
Drum prüfe, wer wählt. Die 
schlimmsten Verhinderer sind im 
Ständerat zu finden. Der Föderalis-
mus kann zum Totengräber unse-
res Wohlstandes werden, wenn  
wir nicht aufpassen.
Christoph Huber

Handelszeitung online 12.11.2023 
«Der Black Friday ist  
ein absurder Konsumwahnsinn»
Genau richtig, diesen Blödsinn 
braucht keiner!
Rainer Lange

Black Friday ist eine unmögliche 
Bezeichnung und rassistisch.  
Aber da es sich hier um grösste 
Umsätze in kürzester Zeit für meis-
tens Ramsch handelt, klagt kein 
Schwarzer dagegen. Ich selbst 
fühle mich dadurch gekränkt.
B. Galzer
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Schweizer Spitäler

Künstliche Intelligenz 

Weniger Staat wäre mehr

Pragmatische US-Regeln 

G ut 30 Milliarden Franken geben Herr und 
Frau Steuer- und Prämienzahler jedes Jahr 
für ihre Spitäler aus. Das Geld ist gut einge-

setzt, das zeigt das Ranking «Beste Fachkliniken 
2024», das die «Handelszeitung» in Zusammen
arbeit mit dem deutschen Marktforschungsinstitut 
Statista in diesem Jahr zum zweiten Mal publiziert. 
Vor allem bei den 157 Kliniken, die in acht Fachge-
bieten von der Neurologie über die Psychiatrie bis 
zur Herzchirurgie und zur Geburtshilfe aus 280 
untersuchten Institutionen als Topkliniken einge-
stuft wurden, ist das Bild erfreulich. Die Schweizer 
Kliniken halten sich trotz Tarifdruck und Fachkräf-
temangel gut bis sehr gut, einige wie die Zürcher 
Schulthess Klinik und mehrere Unispitäler spielen 
sogar international ganz vorne mit.

Doch ob das so bleibt, ist unsicher. Alterung der 
Gesellschaft, Fachkräftemangel, neue Behand-
lungsmethoden, künstliche Intelligenz – auf die  
Spitäler kommen gewaltige Herausforderungen 
zu. Und sie sind darauf nur ungenügend vorberei-
tet. Noch immer gibt es viel zu wenig Vernetzung 
und Kooperation. Noch immer gibt es zu viele 
Kliniken, die alleine vor sich hin wirtschaften.  

Was es braucht, sind Spitäler, die sich über die 
Kantonsgrenzen hinaus zusammensetzen, um 
sich gemeinsam Gedanken über die Beschaffung 
neuer IT-Systeme oder teurer Anlagen für Dia
gnostik und Behandlung zu machen und so zu 
einer besseren Lösung zu kommen. Oder Spezia-
listinnen und Spezialisten aus den Zentrums
spitälern, die ihre Sprechstunde einmal pro 
Woche in einer peripheren Organisation anbieten, 
damit auch Patienten und Patientinnen in Rand
regionen bestmöglich versorgt sind. 

Doch dafür sind die Kantone zu dominant. Politi-
ker und Politikerinnen, die wiedergewählt wer-
den wollen und die deshalb Rücksicht auf sach-
fremde Befindlichkeiten nehmen, sind nicht hilf-
reich, wenn es darum geht, die Spitalinfrastruktur 
optimal zu organisieren – vor allem, wenn sie  
dabei noch verschiedene Hüte aufhaben.  
Die Mehrfachrolle, welche die Kantone im Spi-
talsektor spielen, ist ein Unding. Sie figurieren 
nicht nur als Besitzer und als Betreiber; sie be-
stimmen bei der Spitalplanung auch, wer im 
Rahmen der Grundversorgung welche Leistun-
gen erbringen darf, und sie legen auch noch  
Tarife fest, wenn sich Krankenversicherer und 
Kliniken nicht einig werden. 

Die dabei entstehenden Interessenkonflikte sind 
nicht im Sinne einer bestmöglichen Versorgung. 
Was es braucht, ist mehr unternehmerischer 
Spielraum und weniger staatliche Intervention. 
Nur so werden die Zehntausenden in den Schwei-
zer Spitälern beschäftigten Ärztinnen, Pfleger oder 
Physiotherapeuten auch in zehn oder zwanzig 
Jahren ihre Patienten und Patientinnen noch so 
gut versorgen können, wie sie das heute tun.

D ie Europäische Union ist das Silicon 
Valley der Regulierung – dieser Scherz 
wird von vielen amerikanischen Tech-
Unternehmen im Munde geführt. Sie 
belächeln Europas Rückstand bei vie-

len Schlüsseltechnologien und seinen Stolz dar-
auf, dennoch bei der Regulierung dieser Techno-
logien zu führen. Europas Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO) ist das beste Beispiel dafür: 
Zwar gibt es auf diesem Kontinent keinen einzigen 
Social-Media- oder Big-Data-Konzern von Welt-
rang, trotzdem brüsten wir uns mit der vermeint-
lich besten Regulierung des Sektors.

Hinterher bei der Technologie, aber führend bei 
der Regulierung: Selbst diesen kleinen Vorsprung 
droht Europa nun zu verlieren. Denn jetzt hat die 
amerikanische Regierung unter Joe Biden eine 
umfassende Regulierung der künstlichen Intelli-
genz erlassen, die Europas Gesetzgebung um Mo-
nate überholt. Damit gelingt es den USA, einen 
verbindlichen Rechtsrahmen zu schaffen, wäh-
rend Investoren in der Europäischen Union und 
auch in der Schweiz noch darauf warten müssen, 
rechtliche Sicherheit für ihre Entwicklungen zu 
erlangen.

Wie haben die Amerikaner das geschafft? Joe Bi-
den hat den Weg einer «Executive Order» gewählt, 
also eines Dekrets, das keiner Zustimmung des 
Parlaments bedarf. Dieses Instrument steht ihm 
zu Gebote. Nahezu jeder Präsident hat es im Laufe 
seiner Amtszeit mehrfach benutzt. Das Dekret tritt 
sofort in Kraft, kann allerdings von einem Nachfol-
ger – beispielsweise Donald Trump – mit einem 
Federstrich wieder abgeschafft werden. Deswegen 
arbeiten die Demokraten im Kongress parallel da-
ran, ein Gesetz gleichen Inhaltes zu erlassen. Ein 

Gesetz lässt sich so einfach nicht mehr aus der 
Welt schaffen. Dafür braucht man wieder eine Par-
lamentsmehrheit. 

Die Executive Order gilt so lange, bis das Gesetz in 
Kraft tritt, und für die Verabschiedung des Geset-
zes bleibt Zeit bis zur Wahl im nächsten Novem-
ber, also rund ein Jahr. Das könnte selbst im zer-
strittenen Repräsentantenhaus und Senat bis da-
hin gelingen. Amerikanische Tech-Unternehmen 
von Microsoft über Apple, Palantir, Google bis hin 
zu Facebook loben die Initiative der Regierung. Sie 
selbst hatten Regulierung und Rechtssicherheit 
angemahnt.  

Die Executive Order ist auch kein Schnellschuss, 
sondern ein rundes, durchdachtes und umfassen-

des Regelwerk. In Brüssel hingegen stecken Kom-
mission, Rat und Parlament noch in den Mühlen 
des Trilogs, also des Versuchs, ihre unterschiedli-
chen Vorstellungen von einer Regulierung der 
künstlichen Intelligenz auf einen Nenner zu brin-
gen. Bis zum Jahresende wollen sie fertig sein. 
Doch ob das gelingt, steht dahin.  

Bidens Dekret zeichnet sich aus durch einen aus-
gesprochen pragmatischen Ansatz. Wer Algorith-
men herstellt, die potenziell die nationale Sicher-
heit gefährden könnten, muss diese bei einer Be-
hörde anmelden. Wer gefährliche Gensequenzen 
herstellt, aus denen gefährliche biologische Wirk-
stoffe werden könnten, unterliegt speziellen Si-
cherheitsvorschriften. Diskriminierung aller Art ist 
verboten. Entscheidungen, die Einfluss auf den 
Verlauf menschlicher Leben nehmen können, un-
terliegen Transparenzvorschriften und Hand-
lungsregelungen. Zum Beispiel müssen Algorith-
men mit Bedacht eingesetzt werden, wenn sie Pro-
gnosen über die Straffälligkeit von Menschen 
abgeben. Eine falsche Prognose – und jemand lan-
det unnötig oder unnötig lang hinter Gittern. Die 
KI-Software selbst muss abgesichert werden gegen 
Angriffe von Hackern und Hackerinnen, denn alle 
Regulierung hilft wenig, wenn ein Algorithmus 
unbemerkt von innen ausgehöhlt werden kann. 

Pragmatisch, schnell und umfassend – so gehen 
die USA die Regulierung der neuen KI-Industrie 
an. Damit verschaffen sie sich einen weiteren 
Wettbewerbsvorteil. Europas Staaten sollten einen 
ähnlichen Weg bestreiten. Sie müssen sich an-
strengen, nicht noch weiter zurückzufallen.

«Degrowth»-Bewegung

D ie grösste Bedrohung unseres Zusammen-
lebens ist ein sinkendes Volkseinkommen. 
Staatliche Aufgaben müssen finanziert wer-

den. Eine Polizei, eine Armee, Strassen, Eisenbah-
nen, der ökologische Umbau der Gesellschaft und 
auch die gebotene Solidarität mit den Schwäche-
ren unserer Gesellschaft brauchen Geld. Ohne 
Geld gibt es keinen modernen Staat, der Demo-
kratie, Freiheit, Solidarität, Nachhaltigkeit und 
Chancengleichheit sicherstellen kann.

Warum das betont werden muss? Erstens, weil 
Geld in der Vorstellung von immer mehr Men-
schen einfach da zu sein scheint. Das muss man 
nicht erwirtschaften. Der Topf der Steuereinnah-
men scheint ewig gefüllt, und im Ernstfall kann 
man ja noch ein bisschen Schulden machen oder 
einfach mehr nehmen von den Reichen. Wer reich 
ist? Diejenigen, die mehr haben als ich!

Zweitens, weil spätestens seit der erzwungenen 
Corona-Pause das Thema Work-Life-Balance an-
ders gedacht wird. Das erzwungene Homeoffice 
hat viele zu der Erkenntnis gebracht, dass man 
auch weniger arbeiten kann. Was nach Covid 
bleibt, ist eine neue Form der Selbstoptimierung. 
Wir wissen besser, was wir wollen und was nicht. 
Es gibt weniger Überstunden, und Teilzeitarbeit 
explodiert.

Alles gut und eigentlich genau die Veränderung, 
für die eine flexible Marktwirtschaft geschaffen ist. 
Wir arbeiten nicht, damit die Wirtschaft läuft. Die 
Wirtschaft ist kein Selbstzweck, sie schafft die Pro-
dukte und Dienstleistungen, die wir meinen zu 
brauchen. Fertig.

Wenn das Motto «Weniger ist mehr» oder «De-
growth» lautet, dann ist das für liberale Menschen 
also wunderbar. Niemand soll uns doch vorschrei-
ben, was wir wollen. Nur für den Staat, so wie wir 
ihn kennen, geht die Rechnung nicht auf. Arbeiten 
wir weniger oder weniger produktiv, dann sinkt 
das Volkseinkommen und reduzieren sich damit 
die Staatseinnahmen. Für den Ökonomen ergibt 
sich eine auf den ersten Blick irritierende Konklu-
sion: Selbstoptimierung führt nicht notwendiger-
weise zur Optimierung des Ganzen.

Warum? Weil die, die die Selbstoptimierung 
perfektionieren, vergessen, dass es Infrastruktur, 
Sicherheit und Solidarität in der Gesellschaft 
braucht. Oder sie sich, wenn ihnen dieser Zusam-
menhang bewusst ist, wissend wie Trittbrettfahrer 
in der Gesellschaft benehmen. Laut dem Lexikon 
der Nachhaltigkeit ist Degrowth ein Weg zu mehr 
sozialer Gerechtigkeit. Tatsächlich ist es das Ge-
genteil: Degrowth ist der Sargnagel des modernen 
Sozialstaats. 

Der Sozialstaat 
braucht Wachstum 

Klaus Wellershoff
Ökonom bei Wellershoff & Partners Christoph Keese

Technologieexperte und Unternehmer

Seraina Gross
Stv. Ressortleiterin Unternehmen

Die EU berät, Amerika 
handelt in Sachen 

 Regulierung.
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